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Entwurf eines Gesetzes 
zur Verbesserung der Verkehrs Verhältnisse 
der Gemeinden 

(Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz) 
(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Finanzhilfen des Bundes an die Länder zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden werden gegenwärtig 
aufgrund von Artikel 8 § 4 des Steueränderungsgesetzes 1966 
gewährt. Die Mittelvergabe ist im einzelnen in den Richtlinien 
für Bundeszuwendungen zur Verbesserung der Verkehrsver- 
hältnisse in den Gemeinden vom 12. Mai 1967 geregelt. Die 
Materie bedarf einer gesetzlichen Neuregelung, weil Finanz- 
hilfen des Bundes nunmehr ausschließlich auf der Grundlage 
von Artikel 104 a Abs. 4 GG gewährt werden können. 


B. Lösung 

Die bisherigen Richtlinien für Bundeszuwendungen zur Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden werden 
im vorliegenden Gesetzentwurf den Erfordernissen von Arti- 
kel 104 a Abs. 4 GG angepaßt. Im Interesse einer einheitlichen 
Handhabung bei der Gewährung von Bundeszuwendungen sieht 
der Gesetzentwurf ferner vor, diejenigen Mittel, die den Ge- 
meinden gemäß § 5 a des Bundesfernstraßengesetzes zufließen 
(„Gemeindepfennig"), in die erforderliche Neuregelung einzu- 
beziehen und so alle Bundeshilfen an die Gemeinden im Zusam- 
menhang mit dem innerstädtischen Verkehrswegeausbau in 
einen Globalanteil an der Mineralölsteuer zusammenzufassen. 


C. Alternative 

Ein Alternativgesetzentwurf liegt bisher nicht vor. 

D. Kosten 

Der im Gesetzentwurf festgelegte Globalanteil an der Mineral- 
ölsteuer für den innerstädtischen Verkehrswegebau ist mit 
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11,5 Vo so bemessen, daß den Gemeinden im Planungszeitraum 
1971 bis 1985 zusätzliche Finanzhilfen des Bundes in Höhe von 
ca. 4,4 Mrd. DM zufließen. Das bedeutet eine Erhöhung der 
Finanzhilfen des Bundes für kommunale Verkehrswegeinvesti- 
tionen um 300 Mio DM im Jahresdurchschnitt des genannten 
Planungszeitraumes (in den Jahren 1971 bis 1975 ca. 200 bis 
250 Mio DM). Der Gesetzentwurf belastet aber weder die 
mittelfristige Finanzplanung des Bundes noch das Bundesfern- 
straßenprogramm. Denn nach neuesten Schätzungen wird das 
Mineralölsteueraufkommen in den Jahren 1971 bis 1985 um 
ca. 7,3 Mrd. DM höher sein als bisher angenommen. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
(Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- ! 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Nähere Bestimmung der Zwecke ; 

und Voraussetzungen der Finanzhilfen 

§ 1 

(1) Der Bund gewährt den Ländern zur Verbesse- | 
rung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
Finanzhilfen für folgende Investitionen: 

1. Bau oder Ausbau von 

a) innerörtlichen Straßen mit besonderer Ver- 
kehrabedeutung, 

b) verkehrswichtigen Zubringerstraßen zum 
überörtlichen Verkehrsnetz einschließlich Zu- 
bringerstraßen zu Schiffahrts- und Flughäfen 
sowie zum Eisenbahnverkehrsnetz und Auto- 
höfen, 

c) verkehrswichtigen zwischenörtlichen Straßen 
in zurückgebliebenen Gebieten und im Zonen- 
randgebiet, 

d) Straßen im Zusammenhang mit der Stillegung 
von Eisenbahnstrecken, 

e) besonderen Fahrspuren für Omnibusse, 

in der Baulast von Gemeinden oder Landkreisen 
(Kreisen) und wenn eine Förderung nach dem 
Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wiirtschaftsstruktur'" vom 
6. OkWber 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1861) nicht 
erfolgt. 


2. Bau oder Ausbau von Verkehrswegen und -an- 
lagen 

a) der Straßenbahnen, Hoch- und Untergrund- 
bahnen sowie Bahnen besonderer Bauart, 

b) der nicht bundesedgenen Eisenbahnen, 

soweit sie dem öffentlichen Personennahverkehr 
dienen, in Verdichtungsräumen und deren Rand- 
gebieten (Ordnungsräumen) liegen und auf be- 
sonderem Bahnkörper geführt werden; 

3. Anlage oder Erweiterung von Omnibusbahnhö- 
fen; 

4. Anlage oder Erweiterung von Parkeinrichtungen 
an Haltestellen des öffentlichen Personennah- 
verkehrs, wenn sie überwiegend dazu bestimmt 
sind, dem Parken beim Übergang vom Kraftfahr- 
zeug zum öffentlichen Nahverkehrsmittel zu die- 
nen. 

(2) Im Zusammenhang mit Vorhaben nach Ab- 
satz 1 können Finanzhilfen auch gewährt werden 
bei Kreuzungsmaßnahmen nach dem Eisenbahnkreu- 
zungsgesetz vom 14. August 1963 (Bundesgesetzbl. I 

5. 681) und dem Bundeswasserstraßengesetz vom 
2. April 1968 (Bundesgesetzbl. II S. 173) für Maßnah- 
men von 

a) Gemeinden und Landkreisen (Kreisen), wenn sie 
als Baulastträger der kreuzenden Straße Kosten- 
anteile zu tragen haben, 

b) Baulastträger des kreuzenden Schienenweges in 
Ausnahmefällen, wenn anders das Vorhaben 
nicht durchgeführt werden kann. 
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(3) Absatz 1 Nr. 1 gilt im Saarland mit der Maß- 
gabe, daß Finanzhilfen des Bundes auch gewährt 
werden können, wenn das Saarland auf Grund des 
§ 46 des Saarländischen Straßengesetzes vom 17. De- 
zember 1964 (Amtsblatt des Saarlandes 1965, S. 117) 
anstelle von Landkreisen Träger der Baulast ist. 


§ 2 

Investitionen im Sinne des Gesetzes sind die Auf- 
wendungen, die bis zur betriebsfertigen und ver- 
kehrssicheren Herstellung der Anlage einschließlich 
der notwendigen Veränderung oder Verlegung 
anderer Verkehrswege und -anlagen erforderlich 
sind. 

§ 3 

Ein Vorhaben nach § 1 darf aus den Finanzhilfen 
von den Ländern nur gefördert werden, wenn 

1. die Investition 

a) nach Art und Umfang zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse dringend erforderlich 
ist, 

b) in einem Generalverkehrsplan oder einem 
für die Beurteilung gleichwertigen Plan vor- 
gesehen ist, 

c) bau- und verkehrstechnisch und unter Be- 
achtung des Grundsatzes der Wirtschaftlich- 
keit und Sparsamkeit geplant ist; 

2. die übrige Finanzierung der Investition oder 
eines Abschnittes der Investition mit eigenem 
Verkehrswert gewährleistet ist; 

3. die zuwendungsfähigen Kosten bei den Vorhaben 

a) nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 2 
mehr als 500 000 DM, 

b) nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a und c 
mehr als 200 000 DM 

betragen. 

§ 4 

(1) Die Investitionen nach § 1 können bis zu 50 
vom Hundert, im Zonenrandgebiet bis zu 60 vom 
Hundert der zuwendungsfähigen Kosten aus den 
Finanzhilfen gefördert werden. 

(2) Zuwendungsfähig sind die Kosten für Maß- 
nahmen nach § 1 abzüglich der Kostenanteile Dritter. 
Als Kostenanteile Dritter gelten nicht Zuwendungen 
der Länder, der Gemeinden oder anderer Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts. Beim Grunderwerb 
sind nur die Anschaffungskosten zuwendungsfähig. 

(3) Nicht zuwendungsfähig sind 

1. Kosten, die zu übernehmen der Träger des Vor- 
habens rechtlich nicht verpflichtet ist, 

2. Kosten der Entwurfsbearbeitung und Verwal- 
tungskosten einschließlich der Kosten der Bau- 
aufsicht, 


3. Kosten für solche Grundstücke und Grundstücks- 
teile 

a) die nicht unmittelbar oder nicht dauernd für 
das Vorhaben benötigt werden, es sei denn, 
daß sie nicht selbständig nutzbar sind, 

b) die vor dem 1. Januar 1961 erworben worden 
sind, soweit es sich nicht um Kosten für Ge- 
bäude handelt. Bei den Kosten für Gebäude 
ist der Verkehrswert unter Berücksichtigung 
des § 2 maßgebend. 


Gemeinsame Verplanung der Finanzhilfen 
durch Bund und Länder 


§ 5 

(1) Beim Bundesminister für Verkehr wird ein 
Gemeinsamer Ausschuß von Bund, Ländern und 
Gemeinden gebildet. Ihm gehören an: 

1. der Bundesminister für Verkehr, 

2. die zuständigen Minister der Länder, 

3. vier Vertreter der Gemeinden, die vom Bundes- 
rat auf Vorschlag der kommunalen Spitzenver- 
bände bestimmt werden. 

Den Vorsitz führt der Bundesminister für Verkehr. 

(2) Der Gemeinsame Ausschuß berät die Grund- 
sätze für den Einsatz der Finanzhilfen. Er gibt 
Empfehlungen für die Aufstellung der Förderungs- 
programme nach § 6. Er ermittelt den Bedarf an 
Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse der Gemeinden und gibt dem 
Finanzplanungsrat entsprechende Empfehlungen. 

(3) Der Gemeinsame Ausschuß gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. Er kann Unterausschüsse einsetzen. 


§ 6 

(1) Für Investitionen, die von den Ländern mit 
Zuwendungen aus den Finanzhilfen des Bundes ge- 
fördert werden sollen, sind Programme für den Zeit- 
raum der Finanzplanung nach Maßgabe der Ab- 
sätze 2 bis 4 aufzustellen sowie jährlich der Ent- 
wicklung anzupassen und fortzuführen. 

(2) Jedes Land stellt ein Programm für Investitio- 
nen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 auf. Vorhaben mit zu- 
wendungsfähigen Kosten über 5 Millionen DM wer- 
den nur im Benehmen mit dem Bundesminister für 
Verkehr in das Programm aufgenommen. 

(3) Für Investitionen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 
gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Die Programme sind abzustellen auf die nach 
§ 11 voraussichtlich zur Verfügung stehenden Mittel. 
Weitere Vorhaben können nachrichtlich aufgenom- 

1 men werden. 
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§ 7 

(1) In die Programme dürfen Investitionen nur 
aufgenommen werden, wenn die Voraussetzungen 
des § 3 vorliegen oder im Zeitpunkt der Förderung 
vorliegen werden. 

(2) Für jede einzelne Investition sind die voraus- 
sichtlichen Gesamtkosten, die zuwendungsfähigen 
Kosten und deren voraussichtliche Jahresraten in die 
Programme aufzunehmen. 

(3) Die Länder erläutern dem Bundesminister 1 
für Verkehr die zur Aufnahme in die Programme 
vorgesehenen Investitionen. 

§ 8 

Die Finanzhilfen dürfen von den Ländern nur im I 
Rahmen der Programme nach § 6 verwendet werden, j 

Haushaltsrechtliche Bestimmungen 

§ 9 

Der Bundesminister für Verkehr weist den Län- 
dern die Finanzhilfen entweder global am Anfang 
eines jeden Haushaltsjahres zu oder im Laufe eines 
Haushaltsjahres einzeln für bestimmte Investitionen 
auf Grund von Anforderungen der Länder. 

§ 10 I 

(1) Die Länder weisen für jedes Haushaltsjahr 

nach Ablauf eines jeden Haushaltsjahres dem Bun- ; 
desminister für Verkehr die zweckentsprechende ; 
Verwendung der Finanzhilfen durch folgende An- 
gaben nach: ! 

1. Bezeichnung des Vorhabens, 

2. laufende Nummer des Vorhabens in dem Pro- ' 
gramm nach § 6, 

3. Zuwendungseinpfänger, 

4. bewilligte Finanzhilfen des Bundes und/oder | 
bewilligte Zuwendungen eines Landes aus den | 
Finanzhilfen, 

5. tatsächlich angefallene Kosten, 

6. ausgezahlter Betrag aus den Finanzhilfen des | 

Bundes. | 

(2) Ein weitergehender Verwendungsnachweis j 

der Länder entfällt. ; 


Finanzmasse 

§ 11 

(1) Für Maßnahmen zur Verbesserung der Ver- j 
kehrsverhältnisse der Gemeinden nach Maßgabe | 
dieses Gesetzes ist das Aufkommen an Mineralöl- j 
Steuer, ausgenommen das Aufkommen aus der Be- , 


Steuerung der Schweröle und Reinigungsextrakte 
nach § 8 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes in der 
Fassung vom 20. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1004), in Höhe von 11,5 vom Hundert zu ver- 
wenden. 

(2) Von den nach Absatz 1 zur Verfügung ste- 
henden Mitteln kann der Bundesminister für Ver- 
kehr im Benehmen mit den Ländern einen Betrag 
von mindestens 2,5 vom Tausend und höchstens 5,0 
vom Tausend für Forschungszwecke zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden 
in Anspruch nehmen. Im übrigen entfallen: 

1. 60 vom Hundert auf die Investitionen nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1, 

2. 40 vom Hundert auf die Investitionen nach § 1 
Abs. 1 Nr. 2 bis 4 und § 11. 

Eine notwendige Veränderung oder Verlegung an- 
derer Verkehrswege im Zusammenhang mit Vor- 
haben nach § 1 gilt dabei als Teil dieses Vorhabens. 

§ 12 

(1) Die Mittel nach § 1 1 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 stehen 
jährlich jedem Land anteilig zu nach der Zahl der 
am 1. Januar des Vorjahres zugelassenen Kraft- 
fahrzeuge ohne landwirtschaftliche Zugmaschinen. 
Hierbei werden die Kraftfahrzeuge wie folgt be- 


wertet: 

Kraftrad 0,5 

Personenkraftwagen, 

Kombinationskraftwagen 

und Sonderfahrzeug 1,0 

Kraftomnibus und Zugmaschine 2,0 

Lastkraftwagen 2,5 


(2) Die Mittel nach § 1 1 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 ver- 
teilt der Bundesminister für Verkehr auf der Grund- 
lage der Programme nach § 6 Abs. 3 iin Einverneh- 
men mit den Ländern. 


Sonder-, Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 13 

Führt die Deutsche Bundesbahn Vorhaben zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemein- 
den entsprechend § 1 Abs. 1 Nr. 2 durch, so erhält 
sie in entsprechender Anwendung der Vorschriften 
dieses Gesetzes aus den in §§ 11 Abs. 2 Nr. 2 ge- 
nannten Mitteln unmittelbar durch den Bundes- 
minister für Verkehr Investitionszuschüsse (§ 7 
Abs. 2). Die Vorhaben der Deutschen Bundesbahn 
sind in das nach § 6 Abs. 3 aufzustellende Programm 
einzubeziehen. 

§ 14 

Finaiizhilten zum Bau oder Ausbau von verkehrs- 
wichtigen Zubringerstraßen zum überörtlichen Ver- 
kehrsnetz im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
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können auch dann gewährt werden, wenn die Zu- ' 
bringerstraßen in der Baulast der Länder stehen. ' 
Diese Vorhaben sind in die nach § 6 Abs. 2 aufzu- | 
stellenden Programme aufzunehmen. § 3 Nr. 3 Buch- 
stabe a gilt entsprechend. 


Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, i 
mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver- | 
Ordnung 

1. die Vomhundertsätze für die Verteilung der 
Mittel nach § 1 1 Abs. 2 Satz 2 bis zu 10 nach oben | 
und unten zu ändern, wenn die Entwicklung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden es erfor- 
dert; 

2. das Merkmal des in § 12 festgelegten Schlüssels 
für die Verteilung der Mittel nach § 11 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 1 neu festzusetzen, wenn dies auf 
Grund neu gewonnener Erkenntnisse zu einer 
den Verkehrsbedürfnissen der Gemeinden besser i 
entsprechenden Verteilung der Mittel führt. | 

I 

§ 16 1 

( 

(1) Für Vorhaben, Bauabschnitte oder Baulose, 
die bis zum 31. Dezember 1970 ausgeführt sind, fin- 
det dieses Gesetz keine Anwendung. 

(2) Für Vorhaben, Bauabschnitte oder Baulose, 
die vor dem 1. Januar 1971 begonnen, aber zu die- 
sem Zeitpunkt noch nicht ausgeführt worden sind, | 
findet dieses Gesetz keine Anwendung, soweit der | 
Bauträger seine Verpflichtungen bereits vor dem 
1. Januar 1971 erfüllt hat. 

§ 17 

(1) Es treten außer Kraft: 

1. Artikel 8 § 4 des Steueränderungsgesetzes 1966 
vom 23. Dezember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 702); 

2. § 5 a des Bundesfernstraßengesetzes in der Fas- 
sung vom 6. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1742), zuletzt geändert durch das Einführungs- 
gesetz zum Ordnungswidrigkeitengesetz vom 
24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503). 


(2) Artikel 1 des Straßenbaufinanzierungs- 
gesetzes vom 28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 201) erhält folgende Fassung; 

„Artikel 1 

Das Aufkommen an Mineralölsteuer, aus- 
genommen das Aufkommen aus der Besteue- 
rung der Schweröle und Reinigungsextrakte 
nach § 8 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes, ist, 
soweit das Aufkommen nicht nach § 11 Abs. 1 
des Gesetzes zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse der Gemeinden vom . . . 1970 (Bun- 
desgesetzbl. I S. . . .) verwendet wird, in Höhe 
von 50 vom Hundert für Zwecke des Straßen- 
wesens zu verwenden." 


§ 18 

(1) Nach Anhörung der Ministerkonferenz für 
Raumordnung bestimmt die Bundesregierung durch 
Rechts Verordnung 

1 . die zurückgebliebenen Gebiete nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe c, 

2. das Zonenrandgebiet nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe c, 

3. die Verdichtungsräume und deren Randgebiete 
(Ordnungsräume) nach § 1 Abs. 1 Nr. 2. 

(2) Die Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 1 
und 3 bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. 


§ 19 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 20 

Das Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. Die 
in § 18 enthaltenen Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen treten am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 17. März 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Bundeszuwendungen zur Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse in den Gemeinden werden gegen- 
wärtig aufgrund von Artikel 8 § 4 des Steuerände- 
rungsgesetzes 1966 vom 23. Dezember 1966 (BGBl. I 
S. 702) gewährt. Durch diese Vorschrift wurde das 
Mehraufkommen aus der Mineralölsteuer, das sich 
aus ihrer Erhöhung um 3 Pf je Liter ergibt, hierfür 
zweckgebunden. Die Mittelvergabe ist im einzelnen 
in den Richtlinien für Bundeszuwendungen zur Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemein- 
den vom 12. Mai 1967 (Bundesanzeiger Nr. 93 vom 
20. Mai 1967) geregelt, die aufgrund einer Verwal- 
tungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern ge- 
ringfügig abgeändert sind und deren Geltungsdauer 
bis zum 31. Dezember 1970 verlängert ist. 

Die Materie bedarf in mehrfacher Hinsicht einer 
Neuregelung. Einmal müssen die Bundeszuwendun- 
gen im Hinblick auf Artikel 104 a Abs. 4 GG auf 
eine andere gesetzliche Grundlage gestellt werden. 
Finanzhilfen des Bundes an die Gemeinden sind 
nunmehr ausschließlich nach dieser Vorschrift zu- 
lässig. Aus diesem Grunde, aber auch im Interesse 
einer einheitlichen Handhabung bei der Gewährung 
von Biindeszuwendungen erscheint es ferner ange- 
zoigt, diejenigen Mittel, die den Gemeinden gemäß 
§ vS a des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) zuflie- 
ßen („Gcmeindepfennig"), in die erforderliche Neu- 
ordnung einzubeziehen und so alle Bundeshilfen an 
die Gemeinden im Zusammenhang mit dem inner- 
städtischen Verkehrswegeausbau in einem Global- 
anteil an der Mineralölsteuer zusammenzufassen. 
Vor allem aber ist eine Verstärkung der Mittel un- 
abweisbar, wenn nicht der Verkehrsbau in den Ge- 
meinden unvertretbar hinter dem sonstigen Stra- 
ßenbau und hier insbesondere dem Fernstraßenbau 
Zurückbleiben soll. 

Der Bundesminister für Verkehr hat nach dem Stand 
von 1967 den Investitionsbedarf im kommunalen 
Bereich innerhalb der nächsten zehn Jahre auf rd. 
85 Mrd. DM geschätzt und die Auffassung vertreten, 
daß hiervon rd. 75 Mrd. DM finanziert werden könn- 
ten (Drucksache V/3884). Der Bundesminister für Ver- 
kehr hat weiter die Auffassung vertreten, daß die be- 
stehende Deckungslücke von rd. 10 Mrd. DM von den 
Gemeinden selbst finanziert werden könnte. 

Von kommunaler Seite ist demgegenüber der Inve- 
stitionsbedarf ebenfalls nach dem Stand von 1967 
für den kommunalen Bereich auf rd. 95 Mrd. DM ge- 
schätzt worden. Es wird dabei die Auffassung ver- 
treten, daß angesichts der bestehenden Finanzmög- 
lichkeiten der Gemeinden und unter Berücksichti- 
gung des übrigen Investitionsbedarfs der Gemein- 
den allenfalls rd. 65 Mrd. DM finanziert werden 
könnten. Damit ergibt sich eine Deckungslücke 


innerhalb der nächsten zehn Jahre von rd. 
30 Mrd. DM. 

; Die Gemeinden haben in der Vergangenheit mit 
Hilfe des Bundes für den kommunalen Verkehrs- 
' ausbau Entscheidendes geleistet. Mit dem beabsich- 
■ tigten Ausbau des Bundesfernstraßennetzes muß 
auch in der Zukunft der innerstädtische Verkehrs- 
i ausbau Schritt halten. Deshalb ist es erforderlich, 

; daß der Bund zur Verbesserung der Verkehrsver- 
hältnisse in den Gemeinden in größerem Maße Inve- 
. stitionshilfen als in der Vergangenheit leistet. 

i B. Besonderer Teil 

Zu§ 1 

; Bei den durch das Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetz zu fördernden Investitionen muß es sich nach 
Artikel 104 a Abs. 4 GG um besonders bedeutsame 
Investitionen handeln. Dieser Vorschrift tragen die 
I in § 1 aufgeführten Investitionen zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden Rech- 
nung. 

Während § 1 Abs, 1 Nr. 1 die besonders bedeut- 
samen Investitionen des kommunalen Straßenbaues 
anführt, zählt § 1 Abs. 1 Nr. 2 die entsprechenden 
j Investitionen des öffentlichen Personennahverkehrs 
: auf, 

: Bei der Auswahl der für den kommunalen Straßen- 
bau und den öffentlichen Personennahverkehr be- 
sonders bedeutsamen Investitionen ist der Voraus- 
' Setzung des Artikels 104 a Abs. 4 GG Rechnung ge- 
i tragen, daß nur solche Investitionen finanziert wer- 
! len sollen, die dem Ausgleich unterschiedlicher Wirt- 
I schaftskralt im Bundesgebiet oder der Förderung des 
wirtschaftlichen Wachstums dienen. 

! Beim kommunalen Straßenbau kommen nur dann 
: Investitionen als förderungswürdig in Betracht, wenn 
1 sie in der Baulast von Gemeinden oder Landkreisen 
(Kreisen) stehen. Die Landschaftsverbände in Nord- 
rhein-Westfalen sind zwar Gemeindeverbände, eine 
Finanzierung der Straßen der Landschaftsverbände 
soll aber nicht in Betracht kommen, so daß die in 
Artikel 104 a Abs. 4 GG gewählte Formulierung, daß 
es sich um Investitionen von Gemeinden oder „Ge- 
meindeverbänden'' handeln muß, hier nicht ange- 
I wendet werden konnte. 

Um eine Doppelfinanzierung auszuscheiden, kommt 
eine Finanzierung von solchen Straßenbaumaßnah- 
men nicht in Betracht, die bereits eine Förderung 
nach dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
„ Verbosserung der regionalen Wirtschaftsstruktur'' 

I vom 6. Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1861) er- 
fahren. 

Die Aufnahme der Zubringerstraßen zu Autohöfen 
in das Förderungsprogramm ist geboten, weil da- 
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durch in noch stärkerem Maße die Zentren der Ge- 
meinden vom Verkehr mit großen Lastzügen freige- 
halten werden können. Derartige Maßnahmen ver- 
bessern die Verkehrsverhältnisse im Gemeindebe- 
reich darüber hinaus dadurch, daß die Lastzüge nicht 
auf dem Gemeindestraßennetz parken müssen. 

Der Investitionsaufwand für besondere Fahrspuren 
für Omnibusse wurde unter den den kommunalen 
Straßenbau betreffenden Investitionen aufgeführt, 
weil Omnibusspuren Teil der Straße bleiben. Das 
ergibt sich insbesondere auch daraus, daß sie, wie 
viele Beispiele zeigen, nicht den ganzen Tag für den 
Busverkehr reserviert sind, sondern häufig nur für 
die kurzen Stunden des Spitzenverkehrs. 

Beim öffentlichen Personennahverkehr können Ver- 
kehrswege und Verkehrsanlagen finanziert werden. 
Unter Verkehrsanlagen wird man auch die Betriebs- 
höfe der Betriebe des öffentlichen Personennahver- 
kehrs rechnen können. Während bisher Omnibus- 
bahnhöfe nur in Verdichtungsräumen finanziert 
werden konnten, soll jetzt eine Finanzierung von 
Omnibusbahnhöfen schlechthin erfolgen. Eine solche 
Ausdehnung der Finanzierungsmöglichkeiten soll 
insbesondere das Wirtschaftswachstum in weniger 
entwickelten Gebieten fördern. 

Bei den nach Artikel 104 a Abs. 4 GG zu fördernden 
Investitionen muß es sich um solche der Länder, der 
Gemeinden oder Gemeindeverbände handeln. Es be- 
stehen hingegen keine Bedenken dagegen, daß es 
sich bei diesen Investitionen auch um solche ge- 
meindlicher Unternehmen in privatrechtlicher Form 
handeln kann, sofern die Investitionen geeignet 
sind, die Verkehrsverhältmisse der Gemeinden zu 
verbessern. Die Bundeszuwendungen zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden 
durch eine Erhöhung der Mineralölsteuer um 3 Pf 
auf Grund des Artikels 8 § 4 des Steueränderungs- 
gesetzes 1966 vom 23. Dezember 1966 (Bundesge- 
setzbl. I S. 702) sind immer als ein Anwendungsfall 
des Artikels 104 a Abs. 4 GG bezeichnet worden. 
Diese Bundeszuwendungen wurden bisher dem Trä- 
ger des Bauvorhabens (vgl. § 2 der Richtlinien für 
Bundeszuwendungen zur Verbesserung der Ver- 
kohrsverhältnisse in den Gemeinden, Verkehrsblatt 
1967 S. 346 = Bundesanzeiger Nr. 93 vom 20. Mai 
1967) gewährt, der im Bereich des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs auch eine Aktiengesellschaft oder 
eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung sein 
konnte. Bei der Entscheidung, ob es sich bei Investi- 
tionen dieser Gesellschaft um Investitionen der Ge- 
meinden (Gv) handelt, wird m>an es nicht auf die 
Mehrheitsverhältnisse der Kapitalbeteiligung an- 
kommen lassen können. Als Investitionen der Län- 
der und Gemeinden (Gv) sind sowohl solche anzu- 
sehen, die diese selbst vornehmen, als auch solche, 
die durch Gewährung finanzieller Hilfen an Dritte 
von diesen Dritten getätigt werden. Es wird dabei 
nicht erforderlich sein, daß Länder und Gemeinden 
(Gv) durch Kapitaleinlagen zu diesen Dritten in ein 
Gesellschaftsverhältnis treten. 

Parkeinrichtungen sollen nicht schlechthin, sondern 
nur an Flaltestellen des öffentlichen Personennah- 
verkehrs zuschußfähig sein, wenn sie überwiegend 
dazu bestimmt sind, dem Parken beim Übergang 


vom Kraftfahrzeug zum öffentlichen Nahverkehrs- 
mittel zu dienen (park- and ride-system). 

Um einen Bau oder Ausbau der unter § 1 Abs. 1 
Nr. 1 aufgeführten Straßen nicht deswegen unmög- 
lich zu machen, weil die notwendige Veränderung 
oder Verlegung anderer Verkehrswege und An- 
lagen, die durch ihren Ausbau verursacht wird, aus 
Kostengründen scheitert, können im Zusammenhang 
mit Vorhaben nach Absatz 1 auch Kreuzungsmaß- 
nahmen nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz vom 
I 14. August 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 681) und dem 
1 Bundeswasserstraßengesetz vom 2. April 1968 (Bun- 
I desgesetzbl. 11. S. 173) gefördextwerden. Zuschußfähig 
! sind aber nur -die Kostenanteile der Gemeinden und 
i Landkreise (Kreise). Kostenanteile des Baulastträ- 
j gers des kreuzenden Schienenweges sind nur in 
Ausnahmefällen zuschußfähig. 

j Die Bezuschussung der Baulastträger des kreuzen- 
den Schienenweges darf sich tatsächlich nur auf 
I Ausnahmefälle beschränken, weil nicht übersehen 
werden kann, daß durch Zuschüsse eine gewisse 
Wettbewerbsungleichheit gegenüber den mit den 
• Schienenbetrieben konkurrierenden Kraftverkehrs- 
unternehmen eintritt. 

Hinsichtlich der Bagatellgrenze des § 3 Nr. 3 sind 
die zuwendungsfähigen Kosten des Vorhabens nach 
§ 1 Abs. 1 und 2 maßgebend. 

Die Begriffe „zurückgebliebene Gebiete" (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe c), „Zonenrandgebiet" (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe c), „Verdichtungsräume und deren 
Randgebiete" (§ 1 Abs. Nr. 2) bedürfen der nähe- 
ren Erläuterung. Es kann hierbei auf die schon bis- 
her bestehenden Definitionen in anderen Rechts- 
vorschriften zurückgegriffen werden. § 18 gibt eine 
Ermächtigung zur Bestimmung dieser Gebiete durch 
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes- 
: rates nach Anhörung der Ministerkonferenz für 
, Raumordnung. Ini übrigen wird auf die Erläuterun- 
gen zu § 18 verwiesen. 

Zu § 2 

, Der Begriff der Investitionen ist weit zu fassen, da 
^ davon auszugehen ist, daß Artikel 104 a Abs. 4 GG 
als Verfassungsbestimmung nur eine sehr allge- 
meine und undeutliche Begriffsbestimmung geben 
konnte. Bei der Auslegung des Begriffs „Investition" 

; wird man aber auf jeden Fall davon ausgehen 
j müssen, daß bei den Gemeinden (Gv) und deren 
I Unternehmen keine Verschlechterung gegenüber 
der bisherigen Rechtslage eintreten sollte. Eine ge- 
setzliche Definition des Begriffs der Investitionen 
; erscheint deswegen erforderlich, weil die Auslegung 
! der Richtlinien für Bundeszuwendungen zur Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemein- 
den (Verkehrsblatt 1967 S. 346 =- Bundesanzeiger 
! Nr. 93 vom 20. Mai 1967) zu erheblichen Schwierig- 
keiten geführt hat. 

Durch die Definition des Begriffs „Investition" soll 
; insbesondere erreicht werden, daß Parkeinrichtun- 
gen an den Straßen, Fußgängerunterführungen und 
1 Fußgängerüberwege, Gehwege sowie Straßen- 
beleuchtungsanlagen, soweit sie zur Verkehrssicher- 
; heit erforderlich sind, bezuschußt werden können. 


6 



Drucksache VI/544 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Zu § 3 


§ 3 umschreibt die Voraussetzungen, unter denen 
eine Investition aus den Finanzhilfen nur gefördert 
werden darf. Die Voraussetzungen entsprechen den 
Anforderungen des Artikels 104 a Abs. 4 GG. 

Bei dem Begriff des Generalverkehrsplans oder eines 
für die Beurteilung gleichwertigen Plans ist an die 
Anforderung gedacht, die die Forschungsgesellschaft 
für das Straßenwesen e. V. im Auftrag des Bundes- 
ministers für Verkehr (Merkblatt MG VB Aus- 
gabe 1969) erarbeitet hat. 


Unter dem Geltungsbereich der Richtlinien für 
Bundeszuwendungen zur Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse in den Gemeinden war die so- 
genannte Bagatellgrenze, die im Gesetzentwurf in 
§ 3 Nr. 3 aufgeführt wird, ein wesentlicher Grund 
zu Beanstandungen durch kleinere Gemeinden. Von 
ihrer Seite wurde dahin gehend argumentiert, daß 
bereits geringe Finanzmittel in ihrem Bereich zu 
einer erheblichen Entlastung des Verkehrs führen 
könnten. Andererseits ist zu bedenken, daß niedri- 
gere Bagatellgrenzen die Verteilung der Bundesmittel 
zu einer Verteilung nach dem Gießkannenprinzip 
machen könnte, Artikel 104 a Abs. 4 GG sieht vor, 
daß Finanzhilfen nur für besonders bedeutsame In- 
vestitionen gegeben werden können. Im Hinblick 
auf diese Bestimmung des Grundgesetzes und unter 
Berücksichtigung der Tatsache, daß sich die Bau- 
preise seit der Einführung der Richtlinien für Bun- 
deszuwendungen zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse in den Gemeinden (a. a. O.) erheblich 
nach oben entwickelt haben, erscheint die vorge- 
schlagene Bagatellgrenze vertretbar. 


Keine Bagatellgrenze ist vorgesehen 

— beim Bau oder Ausbau von Straßen im Zu- 
sammenhang mit der Stillegung von Eisenbahn- 
strecken, 

— beim Bau oder Ausbau von besonderen Fahr- 
spuren für Omnibusse, 

- bei der Anlage oder Erweiterung von Omnibus- 
bahnhöfen, 

— bei der Anlage oder Erweiterung von Park- 
einrichtungen im park- and ride-system. 


Zu § 4 

Nach den Richtlinien für Bundeszuwendungen zur ' 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den | 
Gemeinden konnten bereits bisher bis zu 50 v. H. 
der zuwendungsfähigen Investitionen aus den ; 
Finanzhilfen des Bundes gefördert werden. Im 
Zonenrandgebiet erhöhte sich dieser Betrag auf 
60 V. H. der zuwendungsfähigen Kosten. Diese Zu- 
schußquoten sollten beibehalten werden, um das : 
Interesse der Gemeinden an einer finanziellen Be- 
teiligung aufrechtzuerhalten. 

Da vermieden werden soll, daß dieselbe Investition ^ 
aus verschiedenen Finanzquellen gefördert wird, 
kommen Finanzhilfen des Bundes dann nicht in 
Betracht, wenn Dritte Kostenanteile zu tragen haben. 
Als Kostenanteile Dritter gelten dabei nicht Zuwen- 


dungen der Gemeinden oder anderer Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, da es sich bei diesen Finanz- 
quellen um solche handelt, die den Bau einer In- 
vestition erst ermöglichen. Der Gesetzentwurf soll 
nicht dazu führen, daß Zuwendungen, die die Länder 
bisher zum Verkehrsausbau der Gemeinden zur 
Verfügung stellten, gekürzt werden. 

Beim Grunderwerb sollen nur die Anschaffungs- 
kosten zuwendungsfähig sein. Damit ist ausgeschlos- 
sen, daß Werterhöhungen eines Grundstückes auf 
Kosten von Bundesmitteln bezuschußt werden. 

Nicht zuwendungsfähig sind die Kosten, die zu 
übernehmen der Träger des Vorhabens rechtlich 
nicht verpflichtet ist. Hier ist insbesondere an Ver- 
träge über Folgepflichten und Folgekosten zwischen 
der Gemeinde und den Verkehrs- bzw. Versorgungs- 
betrieben zu denken. 

Nach Artikel 104 a Abs. 1 GG tragen Bund und 
Länder gesondert die Ausgaben, die sich aus der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben, soweit das 
Grundgesetz nichts anderes bestimmt. Eine Bezu- 
schussung der Verwaltungskosten der Länder, der 
Gemeinden und Gemeindeverbände verbietet daher 
bereits das Grundgesetz, Kosten der Entwurfs- 
bearbeitung und Kosten der Bauaufsicht sollten nicht 
zuwendungsfähig sein, da hier Bedenken gegen die 
mögliche Abgrenzung zu nicht zuwendungsfähigen 
Kosten bestehen. 

Kosten für Grundstücke und Grundstücksteile sollen 
nlir dann zUwendungsfähig sein, wenn sie nach der 
Inanspruchnahme durch die Baumaßnahme nicht 
mehr selbständig nutzbar sind. 

Grundstücke und Grundstücksteile sind vor allem 
dann nicht zuwendungsfähig, wenn sie vor dem 
1, Januar 1961 erworben worden sind. Diesen Stich- 
tag enthielten bereits die Richtlinien für Bundes- 
zuwendungen zur Verbesserung der Verkehrsver- 
hältnisse in den Gemeinden {Verkehrsblatt 1967 
S. 346 Bundesanzeiger Nr. 93 vom 20. Mai 1967). 
Dieser Zeitpunkt soll beibehalten bleiben. Mit fort- 
schreitendem Zeitablauf verliert er für die Gemein- 
den immer mehr an Bedeutung. 

Da davon ausgegangen wird, daß die Grundstücks- 
preise eine erheblich andere Entwicklung genommen 
haben, als die Preise für Gebäude, wird bei den 
Kosten für Gebäude davon abgesehen, einen Stich- 
tag für die Zuwendungsfähigkeit hinsichtlich ihres 
Erwerbs zu setzen. Zuwendungsfähig sind daher 
auch die Kosten für die Gebäude, die vor dem 
1. Januar 1961 erworben worden sind. Maßgebend 
ist bei diesen Kosten der Verkehrswert, wobei der 
Hinweis auf § 2 sicherstellen soll, daß alle Kosten, 
die zur Freimachung der aufstehenden Gebäude, 
z. B. Ablösung von langjährigen Mietverträgen, 
Entschädigung für die Aufgabe eines Betriebes, 
zuwendungsfähig sein sollen. 


Zu § 5 

Die Beteiligung von Bund, Ländern und Gemeinden 
bei der Beratung der Grundsätze für den Einsatz 
der Finanzhilfen ist geboten, weil es sich um Finan- 
zierungen im Bereich des gesamten Bundesgebietes 
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handelt. Eine andere Lösung könnte dazu führen, 
daß die zu fördernden Investitionen in den einzelnen 
Bundesländern nach unterschiedlichen Richtlinien 
bezuschußt werden. Eine Beteiligung der Gemeinden 
insbesondere ist angebracht, weil es sich bei dem 
innerörtlichen Verkehrsausbau um einen ureigenen 
Bereich der kommunalen Selbstverwaltung handelt. 
Vorbild für die Zusammenarbeit von Bund, Ländern 
und Gemeinden bei der Beratung für den Einsatz 
der Finanzhilfen und bei den Empfehlungen für die 
Aufstellung von Förderungsprogrammen in einem 
Gemeinsamen Ausschuß sind die bereits im Bereich 
der Finanzplanung (§ 51 des Gesetzes über die 
Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und der 
Länder — Haushaltsgrundsätzegesetz vom 19. Au- 
gust 1969 — BGBl. I S. 1273) und der Konjunktur- 
steuerung (§ 18 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
8. Juni 1967, Bundesgesetzbl. I S, 582) bestehenden 
gemeinsamen Gremien, die sich bewährt haben. 
Auch der Gemeinsame Ausschuß von Bund, Ländern 
und Gemeinden zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse in den Gemeinden wird bereits prak- 
tiziert. Er soll lediglich eine gesetzliche Grundlage 
erhalten. Es wird kein neues Gremium geschaffen. 
Der Gemeinsame Ausschuß ist insbesondere er- 
forderlich, um Finanzhilfen an die Deutsche Bundes- 
bahn mit den von den Ländern und Gemeinden ge- 
planten Bauvorhaben zu koordinieren (s. Begrün- 
dung zu § 13). 

Zu § 6 

Für die zu fördernden Investitionen aus den Finanz- 
hilfen des Bundes sollen Programme für den Zeit- 
raum der mehrjährigen Finanzplanung nach § 50 
des Gesetzes über die Grundsätze des Haushalts- 
rechts des Bundes und der Länder (Haushalts- 
grundsätzegesetz vom 19. August 1969 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 1273) aufgestellt werden. Diese Pro- 
gramme sind jährlich der Entwicklung anzupassen 
und fortzuführen. Auch diese Regelung wird bereits 
praktiziert, allerdings ohne Anbindung an den Zeit- 
raum der Finanzplanung. Sie hat sich bewährt und 
sollte daher in das Gesetz übernommen werden. 

Die Absätze 2 und 3 tragen der Tatsache Rechnung, 
daß die Planungshoheit hinsichtlich der zu fördern- 
den Maßnahmen im Bereich der Länder liegt. 

Zu § 7 

§ 7 bestimmt die Anforderungen, die an die von 
den Ländern aufzustellenden Programme zu stellen 
sind. 


Die Vorschrift des § 7 Abs. 3 soll das bisher kom- 
plizierte Verwaltungsverfahren erleichtern. Die 
Länder sollen dem Bundesminister für Verkehr 
lediglich die zur Aufnahme in die Programme vor- 
gesehenen Investitionen erläutern. Diese Bestim- 
mung lehnt sich an die entsprechenden Bestimmun- 
gen in den Gesetzen über die Gemeinschaftsauf- 
gaben „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" vom 3. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1573, § 7 Abs. 2), „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur'' vom 6. Oktober 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1861, § 7 Abs. 2), „Ausbau und 
Neubau von wissenschaftlichen Hochschulen" vom 
1. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1556, § 8) an. 

Zu § 8 

Die Vorschrift dient der Klarstellung. 

Zu § 9 

Nach § 9 hat der Bundesminister für Verkehr ein 
Wahlrecht, ob er den Ländern die Finanzhilfen glo- 
bal am Anfang eines jeden Haushaltsjahres oder 
im Laufe eines Haushaltsjahres einzeln für be- 
stimmte Investitionen auf Grund von Anforderungen 
der Länder zuweisen will. Die Bestimmung soll 
sicherstellen, daß die zweckmäßigste Art der Finan- 
zierung gesichert ist. 

Zu § 10 

Die in § 10 von den Ländern zu fordernden Nach- 
weise über die zweckentsprechende Verwendung 
der Finanzhilfen dürften erforderlich, aber auch aus- 
reichend sein, um einmal die zweckentsprechende 
Verwendung der Finanzhilfen sicherzustellen und 
andererseits das Verwaltungsverfahren möglichst 
einfach zu gestalten. 

Zu § 11 

Zu Absatz 1 

Zur Durchführung der im Gesetzentwurf (§ 1) im 
einzelnen aufgeführten Baumaßnahmen zur Ver- 
besserung der Verkehrsverhällnisse in den Ge- 
meinden gewährt der Bund bereits Zuwendungen 
nach Artikel 8 § 4 des Steueränderungsgesetzes 1966 
(3 Pf je 1 Mineralölsteuer) sowie Finanzhilfen gemäß 
§ 5 a des Bundesfernstraßengesetzes (Gemeinde- 
pfennig etc.). 

Diese Mittel sind, wie die Erfahrung gezeigt hat, 
bei weitem nicht ausreichend, um die Gemeinden 
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in den Stand zu versetzen, nicht nur einen Nachhol- 
bedarf im innerstädtischen Verkehrsaufbau zu be- 
friedigen, sondern in verstärktem Maße auch den 
Anschluß der innerstädtisdien Verkehrsnetze an die 
Verkehrsströme des Nah- und Fernverkehrs im Rah- 
men des Bundesfernstraßenausbauprogramms bis 
1985 sicherzustellen. Es ist auch unbestritten, daß 
die Gemeinden als Baulastträger infolge der tech- 
nischen, finanziellen und rechtlichen Schwierigkei- 
ten innerhalb des gesamten Verkehrswegenetzes 
den größten Nachholbedarf zu bewältigen haben. Es 
sind daher zusätzliche Eigenleistungen, aber auch 
zusätzliche Landes- und Bundeshilfen erforderlich. 

Als eine entscheidende Hülfe, den erhöhten Finanzie- 
rungsbedarf der Gemeinden zur Verbesserung ihrer 
Verkehrswege-Infrastruktur zu decken, bietet sich 
das zusätzliche Aufkommen aus der Mineralölsteuer 
an, welches in der Zeit von 1971 bis 1985 ca. 3 bis 
4,5 ®/o über den Schätzungen liegen wird, die den 
Annahmen bei der Fixierung des 2. Ausbauplans 
für die Bundesfernstraßen Mitte 1968 zugrunde ge- 
legt wurden. Damals war noch nicht abzusehen, daß 
die konjunkturelle Entwicklung in 1969 auch zu 
einer weit über dem Durchschnitt liegenden Zulas- 
sung von Kraftfahrzeugen und damit auch zu einem 
entsprechend höheren Kraftstoffverbrauch führen 
und die Basisdaten für die langfristigen Aufkom- 
mensschätzungen bei der Mineralölsteuer anheben 
würde. 

Voraussichtliche Entwicklung und Verwendung des 
Mineralölsteuer- Aufkommens 

als Berechnungsgrundlage für die Zuwendungen 
des Bundes an die Gemeinden und für die Ermitt- 
lung der Einnahmen des öffentlichen Haushalts so- 
wie des BMV aufgrund der 50®/o-Zweckbindung ge- 
mäß Gesetz zur Änderung der Abgaben auf Mineral- 
öl vom 1. Januar 1964. 


Mineralölsteuer-Vorausschätzungen (ohne Heizöl- 
steuer) für die Jahre 1971 bis 1985 

— entsprechend den im 2. Bundesfernstraßen-Aus- 
bauplan aufgestellten drei Fünfjahresplänen — 

Mrd.DM Mrd.DM 


I. Vorausschätzungen vom Sep- 
tember 1968 (vgl. Anlage 1) 
Gesamtaufkommen 203,7 

Zuwendungen des Bundes an 
die Gemeinden (3 Pf/1) gemäß 
Artikel 8 § 4 St.AG 66 17,0 17,0 

Zuwendungen an die Gemein- 
den aus dem zweckgebundenen 
Anteil des BMV gemäß § 5 a 
Bundesfernstraßengesetz .... 2,9 


Gesamtzuwendungen an die 
Gemeinden 19,9 

Nettoaufkommen aus der Mine- 
ralölsteuer 186,7 

Zweckbindungsanteile : 

50 ®/o für öffentlichen Haus- 
halt 93,35 

50 ®/o für BMV-Straßenwesen 93,35 

II. Vorausschätzungen vom März 
1970 (vgl. Anlage 2) Gesamt- 
aufkommen 211,0 

Vorausschätzungen vom Sep- 
tember 1968 (vgl. Anlage 1) .. 203,7 

Mehraufkominen 7,3 


Bei dieser Sachlage ergeben sich drei Alternativen, den Gemeinden zusätzliche 
Bundeshilfen zu gewähren: 


Artikel 8 
§4 
3 Pf. 


1. Bei Einbeziehung der BMV / § 5 a-Mittel i 17,5 

2. Bei Fortfall der BMV / § 5 a-Mittel ..... 17,5 

3. Bei Zusammenfassung aller Bundes- ; 

hilfen gemäß Gesetzentwurf — 


Anteil 


am Mine- Erhöhung 


Mehr- 

auf- 

kominen 

1 

§ 5a 
Mittel 

i 

_L 

Mrd. 

DM 

ralöl- 

steuer- 

auf- 

kommen 

Vo 

der 

Bundes- 
hilfen 
in ®/o 

7,3 

j 

1 

2,9 

27,7 

13,1 

39,2 

7,3 

_ 

1 

24,8 

11,8 

i 1 

24,6 



i 

24,3 

1 11.5 1 

22,1 
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Der Gesetzentwurf geht davon aus, 

— den Gemeinden Hilfen über den bisherigen Um- 
fang hinaus zu gewähren, um ihnen im besseren | 
Maße den Ausbau der innerstädtischen Ver- 
kehrswege zu ermöglichen, es wurde bei den ' 
Schätzungen der Zeitraum bis 1985 zugrunde 
gelegt, 

— die versdiiedenen Bundeshilfen auch unter Be- 
rücksichtigung der verfassungsrechtlichen Beden- 
ken hinsichtlidi einer Anwendung von § 5 a 
FStrG zusammenzufassen und sie gleichzeitig in 
einen Globalanteil an der Mineralölsteuer umzu- 
wandeln, 

— das Bundesfernstraßen-Ausbauprogramm des 
Bundesministers für Verkehr (1971 bis 1985 /DM 
93,35 Mrd.-Plan) aufrechtzuerhalten, 

— dem öffentlichen Haushalt das bisher zugrunde 
gelegte Aufkommen aus der Mineralölsteuer 
(Basis September 1968) zu gewährleisten sowie 

das Gesetz zur Änderung der Abgaben auf 
Mineralöl vom 1. Januar 1964 im Prinzip nicht zu 
ändern (50 Vd Zweckbindung des Mineralöl- 
steueraufkommens zugunsten des Fernstraßen- 
baus). 

Aufgrund dieser Erwägungen empfiehlt sich ein- 
deutig die Alternative 3. Ihre Annahme bedeutet, 
daß die Bundeshilfen an die Gemeinden in den Jah- 
ren 1971 bis 1985 anstatt bisher insgesamt 19,9 Mrd. 
DM um 22,1 ®/» auf 24,3 Mrd. DM erhöht werden 
und künftig der Anteil der Gemeinden an der 
Mineralölsteuer für Zwecke der Verbesserung ihrer 
Verkehrswege-Infrastruktur-Finanzierung 11,5 ^/o 
beträgt. 

Zu Absatz 2 

Von den den Gemeinden zur Verfügung zu stellenden 
Mineralölsteuermitteln kann der Biindesminister für 
Verkehr im Benehmen mit den Ländern einen Be- 
trag von mindestens 2,5 %o und höchstens 5 ‘loo für 
"für Forschungszwecke zur Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse in den Gemeinden in Anspruch 
nehmen. Das Benehmen mit den Ländern könnte 
auch durch eine Einflußnahme des in § 5 vorgesehe- 
nen Gemeinsamen Ausschusses erfolgen. 

Die Beteiligung des kommunalen Straßenbaues mit 
60 ®/o an dem den Gemeinden zur Verfügung zu stel- 
lenden Mineralölsteueraufkommen sollte auch er- 
halten bleiben, wenn § 5 a des Bundesfernstraßen- 
gesetzes durch § 16 Abs. 1 Nr. 2 dieses Gesetzes 
aufgehoben wird. Die Mittel nach § 5 a des Bundes- 
fernstraßengesetzes betragen zur Zeit jährlich rund 
170 Millionen DM. 


Zu § 12 

Der in Absatz 1 vorgesehene Schlüssel für die dem 
kommunalen Straßenbau zur Verfügung zu stellen- 
den Mittel entspricht dem der Richtlinien für Bun- 
desziiwendungen zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse in den Gemeinden. 


Die Verteilung der für den öffentlichen Personen- 
nahverkehr zur Verfügung gestellten Mittel nach 
Absatz 2 durch den Bundesminister für Verkehr ist 
erforderlich, da sich kein geeigneter Schlüssel zur 
länderweisen Verteilung dieser Mittel anbietet. 

Zu § 13 

Die Deutsche Bundesbahn beteiligt sich an der Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemein- 
den durch den Bau und Ausbau von S-Bahnen. Sol- 
che S-Bahnen werden zur Zeit geplant und gebaut 
in München, Stuttgart, Frankfurt/Main, Köln, Düs- 
seldorf, im Ruhrgebiet und in Hamburg. Nach den 
Richtlinien für Bundezuwendungen zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden 
(Verkehrsblatt 1967 S. 346 = Bundesanzeiger Nr. 93 
vom 20. Mai 1967) sind die S-Bahnvorhaben der 
Deutschen Bundesbahn bisher aus den Mitteln des 
Mineralölsteueraufkommens gefördert worden, die 
dem öffentlichen Personennahverkehr zur Verfü- 
i gung gestellt worden sind. Der Betrag, mit dem die 
Deutsche Bundesbahn an den Mitteln für den öffent- 
lichen Personennahverkehr beteiligt war, belief sich 
1968 auf 106,904 Millionen DM (Bericht des Bundes- 
ministers für Verkehr über die Verwendung der 
Bundesmittel zur Verbesserung der Verkehrsver- 
hältnisse in den Gemeinden — Jahr 1968 — A 7 — 

: SK 7.480.12 — 212 Vma/69). Die Fortsetzung dieser 
Förderung ist notwendig, da anderenfalls eine Wei- 
terführung der Bauvorhaben und damit eine wesent- 
liche Verbesserungsmaßnahme des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs in Ballungsräumen lin Frage ge- 
stellt ist. 

Es wurde jedoch für systemwidrig angesehen, die 
Maßnahmen der Deutschen Bundesbahn in den Ka- 
talog des § 1 des Entwurfs einzubeziehen, da § 1 
vorsieht, daß der Bund den Ländern Finanzhilfen 
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden gewährt. Aus diesem Grunde soll die 
Deutsche Bundesbahn durch eine Sondervorschrift 
in dem Gesetzentwurf berücksichtigt werden, nadi 
der sie in entsprechender Anwendung dieses Geset- 
zes aus den in § 1 1 Abs. 2 Nr. 2 genannten Mitteln 
unmittelbar durch den Bundesminister für Verkehr 
Investitionszuschüsse für Vorhaben der Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden 
erhält. Soweit die Gemeinden (Gv) vom Bund 
Finanzhilfen erhalten, ist verfassungsrechtliche 
Grundlage dieses Gesetzes Artikel 104 a Abs. 4 GG. 
Soweit die Deutsche Bundesbahn Finanzhilfen erhält, 
hätte es der verfassungsrechtlichen Grundlage des 
Artikels 104 a Abs. 4 GG nicht bedurft, da der Bund 
i ohne besondere verfassungsrechtliche Grundlage 
Finanzhilfen an ein ihm gehöriges Sondervermögen, 
das die Deutsche Bundesbahn darstellt, geben kann. 

Die Kordinierung der Baumaßnahmen von Ländern 
und Gemeinden mit den Vorhaben der Deutschen 
Bundesbahn ist dadurch gesichert, daß diese Vorha- 
ben in das nach § 4 des Entwurfs vorgesehene In- 
^ vestitionsprogramm aufzunehmen sind, für dessen 
Aufstellung der in § 5 des Entwurfs vorgesehene 
Gemeinsame Ausschuß Empfehlungen gibt. Die Zu- 
wendungen an die Deutsche Bundesbahn sollen sich 
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ausschließlich auf Projekte beschränken, die der 
Verbesserung des Personennahverkehrs dienen. 
Durch die scharfe Abgrenzung soll insbesondere er- 
reicht werden, daß wettbewerbswirksame Einflüsse, 
wie sie bereits in der Begründung zu § 1 Abs. 2 
Nr. 2 Buchstalbe b dargelegt wurden, Platz greifen 
können. 

Bedenken gegen eine Beteiligung der Deutschen 
Bundesbahn an den zum Verkehrsausbau der Ge- 
meinden zur Verfügung gestellten Mineralölsteuer- 
mitteln könnten sich dadurch ergeben, daß im Rah- 
men der Gemeindefinanzreform die durch das Steu- 
eränderungsgesetz 1966 vom 23. Dezember 1966 
(Bundesgesetzibl. I S. 702) aufgebrachten Mineralöl- 
steuermittel im Rahmen der Gemeindefinanzreform 
der Gemeindefinanzmasse zugerechnet worden sind. 
Sofern aber durch die gesetzliche Einführung des 
Gemeinsamen Ausschusses in § 5 die Einflußnahme 
der Gemeinden auf die vom Bund an die Deutsche 
Bundesbahn gegebenen Finanzhilfen gesichert wird 
und die Gemeindefinanzmasse in § 1 1 über die durch i 
Artikel 8 § 4 Steueränderungsgesetz 1966 vom 
23. Dezember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 702) zur 
Verfügung gestellten Mittel erhöht wird, dürften 
auch diese Bedenken ausgeräumt sein. 


Zu § 14 

Nach § 14 sollen die Investitionen der Länder und 
Gemeinden durch Finanzhilfen des Bundes gefördert 
werden, die bisher durch § 5 a des Bundesfernstra- 
ßengesetzes in der Fassung vom 6. August 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1742) bezuschußt werden konn- 
ten. Eine weitere Bezuschussung auch dieser Bau- 
maßnahmen ist zweckmäßig, um die Anbindung des 
örtlichen an das überörtliche Verkehrsnetz sicher- 
zustellen. 

Die Einführung einer Bagatellgrenze ist -erforderlich, 
um die Übereinstimmung mit Artikel 104 a GG her- 
zustellen, das nur Finanzhilfen für besonders be- 
deutsame Investitionen zuläßt. 


Zu § 15 

Zu Nummer 1 

§ 15 Nr. 1 soll den Bundesminister für Verkehr er- 
mächtigen, das Anteilsverhältnis der für den kom- 
munalen Straßenbau und für die Investitionen des 
öffentlichen Personennahverkehrs zur Verfügung 
gestellten Mittel bis zu 10 v. H. nach oben und unten 
zu verändern. 

Zu Nummer 2 

Durch § 15 Nr. 2 wird der Bundesminister für Ver- 
kehr ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechts Verordnung den Schlüssel für die Ver- 
teilung der Mittel des kommunalen Straßenbaues 
neu festzusetzen, wenn dies auf Grund neu gewon- 
nener Erkenntnisse zu einer den Verkehrsbedürfnis- 
sen der Gemeinden besser entsprechenden Vertei- 
lung der Mittel führt. 


Jeder denkbare Verteilungssdilüssel hat Vor- und 
Nachteile. Es sollte aber nur ein Verteilungsschlüs- 
sel in Betracht gezogen werden, der auf eindeutige 
unanfechtbare statistische Grundlagen aufbaut. Die 
Berechnungsmethode muß einfach und leicht über- 
prüfbar sein. Diesen Anforderungen entspricht am 
besten der in § 12 Abs. 1 des Gesetzentwurfs ange- 
führte Schlüssel. 

Sollte ein anderer als der in § 12 Abs. 1 festgelegte 
Schlüssel, der dem bisherigen Verteilungsschlüssel 
entspricht, eingeführt werden, müßte eine Über- 
gangsregelung dahin gehend praktiziert werden, daß 
für die Länder, deren Schlüsselzahl vermindert 
wird, mindestens der Besitzstand gewahrt bleibt. 


Zu § 16 

Das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz soll 
keine Anwendung finden auf 

— Vorhaben, Bauabschnitte oder Baulose, die bis 
zum 31. Dezember 1970 ausgeführt sind, 

— Vorhaben, Bauabschnitte oder Baulose, die vor 
dem 1. Januar 1971 begonnen, aber zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht ausgeführt worden sind. 
Hier wird ein sogenannter Kassenschnitt zum 
31. Dezember 1970 durchgeführt. 


Zu § 17 

Zu Absatz 1 

Nach Artikel 8 § 4 des Steueränderungsgesetzes 
1966 (Bundesgesetzbl, I S. 702) wird das Mehrauf- 
kommen an Mineralölsteuer, das sich infolge der 
Änderung des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Mineralöl- 
steuergesetzes durch Artikel 8 § 1 um 3 Pf je 1 er- 
gab, nach Richtlinien der Bundesregierung, die mit 
Zustimmung des Bundesrates zu erlassen waren, für 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsver- 
hältniisse in den Gemeinden zur Verfügung gestellt. 
Bei den Richtlinien der Bundesregierung handelt es 
sich um die sogenannten Mineralölsteuerrichtlinien, 
die im Verkehrsblatt 1967 S. 346 = Bundesanzeiger 
Nr. 93 vom 20. Mai 1967 veröffentlicht sind. Das 
Außerkraftsetzen von Artikel 8 § 4 des Steuerände- 
rungsgesetzes 1966 ist durch die Beteiligung der 
Gemeinden an der Mineralölsteuer nach § 1 1 dieses 
Gesetzes bedingt. Nach § 5 a des Bundesfernstraßen- 
gesetzes in der Fassung vom 6. August 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1742) kann der Bund Zuwendun- 
gen für fremde Träger der Straßenbaulast zum Bau 
oder Ausbau von Ortsdurchfahrten im Zuge von 
Bundesstraßen und zum Bau oder Ausbau von Zu- 
bringerstraßen zu Bundesautobahnen gewähren. 
Soweit Mittel für Zuwendungen an fremde Baulast- 
träger im Bundeshaushalt aus dem zweckgebundenen 
Mehraufkommen der Mineralölsteuer bereitgestellt 
werden, gewährt der Bund im Einvernehmen mit 
dem beteiligten Land daraus auch Zuschüsse zum 
Bau oder Ausbau von Gemeinde- und Kreisstraßen, 
die Zubringerstraßen zu Bundesstraßen in der Bau- 
last des Bundes sind. 
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§ 5 a des Bundesfernstraßengesetzes bedarf aus Grün- | 
den der Verwaltungsvereinfachung einer Änderung, j 
Diese Änderung wird zweckmäßigerweise dadurch 
herbeigeführt, daß die nach § 5 a zur Verfügung 
gestellten Mittel mit den durch das Gemeindever- j 
kehrsfinanzierungsgesetz den Gemeinden zur Ver- I 
fügung zu stellenden Mitteln zusammengefaßt wer- . 
den. Bisher wurden die Mittel nach Ärtikel 8 § 4 des 
Steueränderungsgesetzes 1966 und die Mittel nach i 
§ 5 a des Bundesfernstraßengesetzes nach unter- 
schiedlichen Richtlinien verteilt (siehe auch Begrün- 
dung zu § 14). 

Zu Absatz 2 

Das Aufkommen an Mineralölsteuer, ausgenommen 
das Aufkommen aus der Besteuerung der Schwer- 
öle und Reinigungsextrakte, nach § 8 Abs. 2 des 
Mineralölsteuergesetzes ist bisher in Höhe von 
50 V. H. für Zwecke des Straßenwesens durch Ar- 
tikel 1 des Straßenbaufinanzierungsgesetzes vom 
28. März 1960 (Bundesgest^bl. I S. 201) zweckgebun- 
den. Vor Aufteilung in den zweckgebundenen und 
den nicht zweckgebundenen Teil wird das Mineral- | 
Ölsteueraufkommen durch die bisher nach Artikel 8 | 
§ 4 des Steueränderungsgesetzes 1966 vom 23. De- j 
zember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 702) den Gemein- j 
den zur Verfügung gestellten Mitteln vermindert. | 
Dieser Rechtslage trägt die Änderung des Artikels I | 
des Straßenbaufinanzierungsgesetzes Rechnung, in 
dem sie bestimmt, daß zunächst das Aufkommen aus | 
der Besteuerung der Schweröle und Reinigungsex- 
trakte nach § 8 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzies 
vom gesamten Mineralölsteueraufkommen abgezo- 
gen wird, daß danach der den Gemeinden nach § 1 1 
Abs. 1 des Gesetzes zur Verfügung zu stellende 
Betrag ermittelt und der dann gebliebene Restbe- 
trag in Höhe von 50 v. H. für Zwecke des Straßen- 
wesens verwendet wird. 


Zu § 18 

In § 1 des Gesetzes kommt zum Ausdruck, daß das 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz Finanzhilfen 
in zwei voneinander verschiedenen Richtungen ver- 
teilt. Verteilt werden sollen 

— Fiinanzhilfen zur Förderung der Verdichtungs- 
räume, 

— Finanzhilfen zur Förderung der zurückgebliebe- 
nen Gebiete. 

Diese Zweckbestimmung kommt insbesondere in den 
Vorschriften des § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c sowie 
in § 1 Abs. 1 Nr. 2 zum Ausdruck. Wegen der in 
diesen Bestimmungen vorgesehenen Finanzierungs- 
richtungen muß festgelegt werden, welche Ge- 
biete als zurückgebliebene Gebiete, welche als Zo- 
nenrandgebiete und welche als Verdichtungsräume 
und deren Randgebiete anzusehen sind. Die Ent- 
scheidung über diese Frage wird zwecfcmäßiger- 
weise nach Anhörung der Ministerkonferenz für 
Raumordnung durch eine Rechtsverordnung der 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates 
geregelt. 


Bei der Entscheidung, welche Gebiete förderungs- 
würdig sind, kann auf schon bisher bestehende Fest- 
stellungen zurückgegriffen werden. Verwiesen sei 
auf die förderungsbedürftigen Gebiete im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 Nr. 3 des Investitionszulagengesetzes 
vom 4. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1576). 

Die Zonenrandgebiete könnten § 6 Abs. 1 des Ge- 
setzes über die Besteuerung des Straßengüterver- 
kehrs vom 28. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1461) entnommen werden. 

Zur Frage der Verdichtungsräume nach § 2 Abs. 1 
Nr. 6 des Raumordnungsgesetzes hat die Minister- 
konferenz für Raumordnung mit Entschließung vom 
21. November 1968 (Drucksache V/3958 S. 151) fol- 
gende Räume mit bestehender starker Verdichtung 
von Wohn- und Arbeitsstätten in der Bundesrepu- 


blik 

angesehen: 



1. 

Rhein-Ruhr 

13. 

Karlsruhe 

2. 

Rhein-Main 

14. 

Augsburg 

3. 

Hamburg 

15. 

Kiel 

4. 

Stuttgart 

16. 

Braunschweig 

5. 

München 

17. 

Kassel 

6. 

Rhein-Neckar 

18. 

Lübeck 

7. 

Nürnberg 

19. 

Koblenz-Neuwied 

8. 

Hannover 

20. 

Münster 

9. 

Bremen 

21. 

Osnabrück 

10. 

Saar 

22. 

Freiburg 

11. 

Aachen 

23. 

Siegen 

12. 

Bielefeld-Herford 

24. 

Bremerhaven 


Nach der Entschließung der Ministerkonferenz für 
Raumordnung vom 21. November 1968 (a. a. O.) er- 
fordert das Fortschreiten des allgemeinen Verdich- 
tungsprozesses, auch die Randgebiete um die Ver- 
dichtungsräume durch Maßnahmen der Raumord- 
nung und Landesplanung vorausschauend so zu 
ordnen, daß bei einer Verdichtung von Wohn- und 
Arbeitsstätten gesunde räumliche Strukturen sicher- 
gestellt werden. Diese Randgebiete bilden zusam- 
men mit den Verdichtungsräumen einen Ordnungs- 
raum besonderer Art, in dem für die weiter zu er- 
wartende Verdichtung eine planerische Konzeption 
zu entwickeln ist. 


Zu § 19 

§ 19 enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu § 20 

§ 18 muß nach Verkündung des Gesetzes in Kraft 
treten, damit die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates und nach Anhörung der Minister- 
konferenz für Raumordnung rechtzeitig zum Inkraft- 
treten des Gesetzes die erforderliche Rechtverord- 
nung erlassen kann. Im übrigen soll das Gesetz am 
1. Januar 1971 in Kraft treten. 
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Anlage 1 


Mineralölsteuer-Voraussdiätzung — ohne Heizölsteuer — 
in Millionen DM 

September 1968 


Spalte 

1 

2 

3 

4 


Gesamt- 
aufkommen 
(einsdiließlidi 
Spalte 2) 

1 Zuwendungen des 

1 Bundes an die 
Gemeinden 
(Artikels §4 
StÄG 1966 

3 Pf/I) 

§ 5a 

Mittel 

1 Pf Mineralöl- 
steuer ergibt 
in Millionen DM 

Fünf jahresplan 





1971 

10 700 

909 

180 

303 

1972 

11 300 

948 

182 

316 

1973 

11 797 

984 

184 

328 

1974 

12 269 

1 029 

186 

343 

1975 

12 711 

1059 

188 

353 


58 777 

4 929 

920 

1 643 

Fünf jahresplan 





1976 

13 092 

1 089 

190 

363 

1977 

13 445 

1119 

192 

373 

1978 

; 13 781 i 

1 1 149 

194 1 

383 

1979 

14 098 

1 179 

196 

393 

1980 

14 394 

1206 

198 

1 1 

j 402 


1 68 810 

1 5 742 

1 970 1 

1914 

. Fünfjahresplan 


1 

! 

1 

1981 

14 682 

1 227 ! 

200 

409 

1982 

14 961 

1 248 

202 ; 

416 

1983 

15 230 

1 269 1 

204 . ; 

423 

1984 

15 489 j 

1290 

206 

430 

1985 

15 721 

1308 

208 

436 

1971 bis 1985 

76 083 

6 342 

1 020 

2 114 


203 670 

17 013 

2 910 

5 671 
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Anlage 2 


Mineralölsteuer-Voraussdiätzung — ohne Heizölsteuer — 
in Millionen DM 

März 1970 


! 


1 . 


2 . 


3. 


Spalte 

1 

2 

3 

4 

5 


Mineralölsteuer- 
aufkommen 
Schätzungen vom 

Mehrauf- 
kommen 
(Spalte b 
Xa) 

Zuwendun- 
gen des 
Bundes an 

§ 5a 
Mittel 

1 Pf 

Mineralöl- 
steuer 
ergibt in 
Millionen 
DM 


27. Septem- 
ber 1968 

a) 

5. März 
1970 

b) 

die Gemein- 
den gemäß 
StÄG 1966 

3 Pf/1 

Fünfjahresplan 







1971 

10 700 

11039 

339 

912 

180 

304 

1972 

11 300 

11 643 

343 

963 

182 

321 

1973 

11 797 

12 169 

372 

1 008 

184 

336 

1974 

12 269 

12 657 

388 j 

1 053 

186 

351 

1975 

12 711 

13 148 

437 

1 092 

CO 

00 . 

i 364 

l 

Fünf jahresplan I 

58 777 

13 092 1 

60 656 

1 1 879 1 

1 

5 028 1 

1 

920 

1676 

! 

1976 


13 566 

474 

1 128 

190 

376 

1977 

13 445 1 

13 948 

503 

1 158 

192 

j 386 

1978 ' 

13 781 ! 

14 297 

516 

1 188 

194 

1 396 

1979 

14 098 ! 

14 614 

1 516 

1215 

196 

1 405 

1980 

1 

14 394 

1 i 

14 926 

532 

1 

1 242 

198 

414 


68 810 

71 351 

2 541 

5 931 

970 

1 977 


Fünf jahresplan 

1981 

14 682 

1 

15 243 ' 

! 

561 

1266 

■ 200 

422 

1982 

14 961 

15 525 

564 

1290 

202 

430 

1983 

15 230 

15 804 

574 

1 314 

204 

438 

1984 

15 489 

16 085 

596 

1 341 

206 

447 

1985 

! 

15 721 

16 331 

1 

610 

1 362 

208 

454 


76 083 

78 988 

2 905 

6 573 

1020 

2 191 

1971 bis 1985 

203 670 

210 995 

7 325 

17 532 

2 910 

5 844 
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